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GZ: ABT17-XXXXX/20XX
Projektkurztitel: „xxx“ 
I. Nationale Kofinanzierungsvereinbarung

im Rahmen des Programms Interreg 

XXX
für den Programmzeitraum 2021-2027, 

abgeschlossen am unten angeführten Tage zwischen

dem Land Steiermark,

p.A. Amt der Steiermärkischen Landesregierung, Abteilung 17, Landes- und Regionalentwicklung, 8010 Graz, Trauttmansdorffgasse 2, im Folgenden kurz Förderungsgeber genannt, einerseits 

und dem Projektträger,
Name, Geburtsdatum/Firmenbuchnummer/ZVR-Zahl, SNIC, Adresse, vertreten durch GF oder Obmann, im Folgenden kurz Förderungsnehmer genannt, andererseits.

1. Förderungsgrundlage

Die gegenständliche Kofinanzierungsvereinbarung beruht auf dem „Operationellen Programm INTERREG XXX 2021-2027“, das von der Steiermärkischen Landesregierung beschlossen und von der Europäischen Kommission genehmigt wurde.

Die gegenständliche Kofinanzierungsvereinbarung beruht auf dem „Operationellen Programm INTERREG XXX 2021-2027“, das von der Europäischen Kommission genehmigt wurde. 
Als Instrument dient die seitens der Steiermärkischen Landesregierung beschlossene „Richtlinie des Landes Steiermark für die Beteiligung an den Interreg Programmen“ vom 15.12. 2022, GZ ABT17-5223/2022-32, bzw. davon abgeleitete Einzelentscheidungen.

Der Förderungsantrag auf Kofinanzierung vom xxx  xxxx, GZ xxxxxxx20xx-xx (finaler Antrag) samt unten angeführten Dokumenten bildet für das gegenständliche Projekt einen integrierten Bestandteil dieser Kofinanzierungsvereinbarung:

· Antrag im Rahmen des Programms vom xxxxxx 

· EFRE-Vertrag, Nr.: xxxxxx

· Der Partnerschaftsvertrag, der am xxxxxxxxx zwischen dem Förderungsnehmer und allen Projektpartnern abgeschlossen wurde und welcher alle Mindestanforderungen der Verwaltungsbehörde erfüllt. 

Diese Kofinanzierungsvereinbarung teilt das Schicksal der oben genannten Dokumente, das bedeutet, dass sie sich entsprechend den etwaigen Änderungen dieser Dokumente auch anpasst. Aus diesem Grund ist der Förderungsnehmer verpflichtet, dem Förderungsgeber jegliche Änderung der oben genannten Dokumente umgehend mitzuteilen.

2. Förderungsbetrag, Förderungszeitraum und Förderungsgegenstand

Aufgrund des Förderungsantrags um nationale Kofinanzierung im Rahmen des oben angeführten Programms wird dem Förderungsnehmer für das Projekt „xxxxxxxxxxx“ mit den Gesamtkosten des Förderungsnehmers in der Höhe von xxxxxxxxxxxxx Euro
ein Förderungshöchstbetrag in der Höhe von 

xxxxxxxxxxxxxx Euro nationale Förderung

zugesichert. 

Dieser Förderungshöchstbetrag entspricht einem Anteil von xx,xx % der förderfähigen Projektgesamtkosten des Förderungsnehmers. 

Die Projektlaufzeit erstreckt sich von XX.XX.XXXX bis XX.XX.XXXX.

Wie oben erwähnt bildet das Förderungsansuchen hinsichtlich Förderungsgegenstand (Inhalt des Projektes), Projektkosten, Projektfinanzierung und Terminplan einen integrierten Vertragsbestandteil, soweit nicht anderslautende Festlegungen in der gegenständlichen Förderungsvereinbarung getroffen werden
Der Förderungsgeber behält sich ausdrücklich vor, die angegebene Förderquote zu reduzieren, insbesondere, wenn während der Projektdurchführung wettbewerbsrechtlich relevante Aktivitäten zu berücksichtigen sind.

Die endgültige Höhe der Projektkosten sowie die endgültige Höhe der Förderung werden erst nach Projektabschluss und der abgeschlossenen (Rechnungs-)Prüfung ermittelt, da sich die Höhe der Förderung am oben angegebenen Prozentsatz sowie an den anerkannten 
Kostenpositionen orientiert. Die Höhe der Förderung kann jedoch nicht den in dieser Vereinbarung festgelegten Förderungshöchstbetrag übersteigen.

Sollten für dieses Projekt zusätzliche Förderungen anderer Förderungsgeber erwirkt werden, sind diese umgehend zu melden. Der Förderungsgeber behält sich eine Reduzierung der Projektförderung bei nachträglichem Bekanntwerden anderer, bisher unberücksichtigter projektrelevanter Förderungen vor, woraus sich eine Rückzahlungsverpflichtung ergeben könnte.

3. Beihilfenrelevanz des Vorhabens (Wenn das Beihilfenrecht anzuwenden ist oder eine de-minimis-Beihilfe vergeben wird)

Die Förderung ist eine Beihilfe, die im Rahmen der AGVO [Verordnung (EU) Nr. 2021/1237 der Kommission vom 23.07.2021 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union] vergeben wird.

Es wird nach Artikel XX der AGVO gefördert. 

ODER: Die Förderung ist eine De-minimis-Beihilfe [gemäß 
Verordnung (EU) Nr. 360/2012 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-Minimis-Beihilfen].
4. Abrechnung und Auszahlung

Die endgültig auszuzahlenden Beträge können erst nach Überprüfung der vorgelegten Abrechnungs- und Zahlungsbelege durch die zuständige Prüfstelle ermittelt werden. Die Auszahlung richtet sich nach Verfügbarkeit der Landesmittel.

Der Förderungsgeber behält sich vor, die Auszahlung einer Förderung aufzuschieben, wenn und solange Umstände vorliegen, die die ordnungsgemäße Durchführung des Projektes nicht gewährleistet erscheinen lassen.

Die widmungsgemäße Verwendung der Förderungsmittel ist im Rahmen der Projektabrechnungen nachzuweisen. 

Hinsichtlich der förderfähigen Kostenelemente wird auf den EFRE Vertrag hingewiesen.

Die Prüfung der Abrechnungen erfolgt durch die Abteilung 17, Landes- und Regionalentwicklung, Stabsstelle Controlling, Innerer Dienst und Haushaltsführung, Trauttmansdorffgasse 2, 8010 Graz.

Die Auszahlung der Förderungsmittel erfolgt in Teilbeträgen entsprechend den Arbeitsschritten des Projekts, wobei die Prüfeinverständniserklärung vorab vorzulegen ist. 

Die genauen Informationen zu den bei jeder Abrechnung vorzulegenden Unterlagen, welche den Programmvorgaben zu entsprechen haben, finden sich auf den Webseiten der jeweiligen Programme. Zusätzliche Informationen finden sich unter:

www.landesentwicklung.steiermark.at. 

Die Prüfung der nationalen Kofinanzierungsmittel wird im Zuge der Zertifizierung der EFRE-Mittel von der Bundesbuchhaltungsagentur vorgenommen.

Die Auszahlung der nationalen Kofinanzierungsmittel erfolgt in Teilbeträgen entsprechend der Abrechnungszeiträume des Projekts. Zur Auszahlung ist der Abteilung 17 (abteilung17@stmk.gv.at) zeitnah jeweils nach Abschluss der (Teil-)Prüfung der Bundesbuchhaltungsagentur ein „Ansuchen um Auszahlung der nationalen Kofinanzierung“ vorzulegen. In diesem Ansuchen ist auf die gegenständliche Förderungsvereinbarung Bezug zu nehmen. Das Prüfzertifikat der Bundesbuchhaltungsagentur ist diesem Ansuchen beizufügen. 

Das späteste mögliche Datum für die Übermittlung des Ansuchens um Auszahlung der Endabrechnung ist 12 Monate nach Projektende, also bis XX.XX.XXXX. Sollten die Mittel nicht fristgerecht angefordert werden, ist dies als Verzicht auf die Förderung zu werten. Eine Verlängerung der Projektlaufzeit ist der Abteilung 17 umgehend und auf jeden Fall innerhalb der Laufzeit dieser Kofinanzierungsvereinbarung mitzuteilen, da nur auf Basis dieser Information eine Verlängerung der Frist für die Übermittlung des Ansuchens um Auszahlung erfolgen kann.

Die genauen Informationen zu den bei jeder Abrechnung vorzulegenden Unterlagen, welche den Programmvorgaben zu entsprechen haben, finden sich auf den Webseiten der jeweiligen Programme. 

5. Projektinhalt

Jegliche Angaben über den Projektinhalt wie etwa der räumliche Wirkungsbereich, die Ziele, die Arbeitsschritte und der Durchführungszeitraum entsprechen jenen des zugrundeliegenden EFRE-Vertrages bzw. des Partnerschaftsvertrages.

6. Informationspflicht

Der Förderungsnehmer ist verpflichtet, alle Ereignisse, welche die Durchführung des Förderungsgegenstandes verzögern, behindern oder unmöglich machen, sowie alle Umstände, die eine Abänderung gegenüber den in dieser Förderungsvereinbarung genannten Förderungsvoraussetzungen und Rahmenbedingungen bedeuten, dem Förderungsgeber unverzüglich und aus eigener Initiative unter Angabe von Gründen anzuzeigen. Eine nicht ausreichend begründete Verzögerung der Durchführung des Förderungsgegenstandes kann die Kündigung dieser Förderungsvereinbarung zur Folge haben.

7. Kontrolle

Der Förderungsnehmer ist verpflichtet, bei Gewährung einer Förderung über Verlangen die Überprüfung der Führung aller Unternehmungen bzw. Betriebe sowie Beteiligungen jederzeit zu gestatten und den Vertretern bzw. den Beauftragten des Landes (insbesondere Abteilung 17, Landes- und Regionalentwicklung) und der Europäischen Kommission sowie auch dem Landesrechnungshof Einsicht in die Bücher und sonstigen Unterlagen zu gewähren und die Prüfung des geförderten Projektes zu gestatten.

Der Förderungswerber ist darüber hinaus verpflichtet, sämtliche die Förderung betreffenden Aufzeichnungen und Unterlagen 7 Jahre ab Ende des Jahres der letzten Auszahlung der Förderung sicher und überprüfbar aufzubewahren.

8. Widerruf bzw. Einstellung

8.1. Dem Förderungsgeber steht das Recht zu, bereits ausbezahlte und dem Förderungsgeber nicht rückerstattete Beträge zurückzufordern bzw. zur Auszahlung anstehende Beträge zurückzubehalten, wenn 

a) Organe oder Beauftragte der EU oder der mit der Abwicklung des Interreg/EFRE-Programms betrauten Stellen in Österreich über wesentliche Umstände unrichtig oder unvollständig unterrichtet worden sind.

b) der Förderungsnehmer vorgesehene Berichte nicht erstattet oder Nachweise nicht erbracht oder erforderliche Auskünfte nicht erteilt, oder eine seiner auf Grund dieses Vertrages übernommenen Verpflichtungen nach gehöriger Abmahnung innerhalb einer Frist von einem Monat nicht einhält, oder

c) die Gewährung dieser Förderung vorsätzlich oder fahrlässig durch unwahre Angaben oder Verschweigen maßgeblicher Tatsachen herbeigeführt wurde bzw. sonst seitens des Förderungsnehmers gegenüber dem Förderungsgeber vorsätzlich oder fahrlässig unwahre Angaben gemacht wurden, oder Organe oder Beauftragte der EU oder des Förderungsgebers über wesentliche Umstände unrichtig oder unvollständig unterrichtet worden sind, oder

d) der Förderungsnehmer nicht aus eigener Initiative unverzüglich – jedenfalls noch vor einer Kontrolle oder deren Ankündigung – Ereignisse gemeldet hat, welche die Durchführung des Förderungsgegenstands verzögern oder unmöglich machen oder deren Abänderung erfordern würde, oder 

e) der Förderungsnehmer vorgesehene Kontrollmaßnahmen be- oder verhindert hat oder die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Förderung innerhalb des für die Aufbewahrung der Unterlagen vorgesehenen Zeitraumes nicht mehr überprüfbar ist, oder 

f) die Richtigkeit der Endabrechnung und damit die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Förderung vor dem in diesem Vertrag genannten Ende der Belegsaufbewahrungsfrist nicht mehr überprüfbar ist, oder

g) die Förderungsmittel ganz oder teilweise widmungswidrig verwendet werden, oder

h) durch Einstellung des Betriebes oder Auflösung des Vereines, der GmbH u.dgl., die Realisierung des Förderungsgegenstandes nicht mehr gewährleistet ist, oder

i) die Realisierung des Förderungsgegenstands nicht oder ohne Zustimmung des Förderungsgebers nicht fristgerecht gemäß Projektdurchführungszeitraum durchgeführt werden kann oder durchgeführt worden ist, oder

j) der Fördergegenstand eine wesentliche Änderung erfährt, die seine Art oder Durchführungsbedingungen beeinträchtigt oder einem Unternehmen oder einer öffentlichen Körperschaft einen ungerechtfertigten Vorteil verschafft und sich aus einem Wechsel der Besitzverhältnisse bei einer Infrastruktur oder aus der Einstellung der Produktionstätigkeit ergibt, oder  

k) Bestimmungen des EU-Rechts und/oder österreichischen Rechts nicht eingehalten wurden, oder

l) Informations- und Publizitätsmaßnahmen gemäß jeweiligen Programmvorgaben nicht durchgeführt worden sind, oder

m) von Organen der EU die Aussetzung und/oder Rückforderung verlangt wird, oder

n) sonstige in diesem Vertrag, im Interreg/EFRE-Programm oder sonstigen österreichischen oder gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften festgelegte Förderungsvoraussetzungen oder Bedingungen oder Auflagen vom Förderungsnehmer nicht eingehalten wurden.

8.2. Für den Fall, dass über das Vermögen des Förderungsnehmers ein Insolvenzverfahren eröffnet wird oder ein Insolvenzantrag mangels eines zur Deckung der Kosten des Insolvenzverfahrens voraussichtlich hinreichenden Vermögens abgewiesen wird oder die Zwangsverwaltung über das Vermögen des Förderungsnehmers angeordnet wird, wird vereinbart, 

- dass diesfalls vor der Realisierung des Förderungsgegenstandes keine Förderungsmittel mehr ausbezahlt werden können und 

- dass bereits ausbezahlte Förderungsmittel zur Rückzahlung fällig werden, wenn vom Förderungsnehmer nicht nachgewiesen wird, dass die Realisierung des Förderungsgegenstandes trotz der vorstehend genannten Gründe gesichert ist. 

8.3. Der Förderungsnehmer ist verpflichtet, Rückerstattungen gemäß Punkt 8.1. und 8.2. unverzüglich, spätestens jedoch 14 Tage nach Einmahnung durch den Förderungsgeber auf das Konto des Landes Steiermark bei der Raiffeisen-Landesbank Steiermark AG, Kontoinhaber: Land Steiermark, IBAN: AT02 3800 0900 0410 5201, unter Angabe der im Kopf genannten GZ zur Überweisung zu bringen. Der zurückzuerstattende Betrag ist bei Verzug von Unternehmen mit 9,2 Prozentpunkten über dem jeweils geltenden Basiszinssatz für den Zeitraum zwischen dem Ende der in der Rückforderungsmitteilung angegebenen Zahlungsfrist bis zur gänzlichen Einbringung zu verzinsen, andernfalls mit 4 Prozentpunkten über dem jeweils geltenden Basiszinssatz, mindestens jedoch mit 4 %.
Für den Fall, dass vor gänzlicher Auszahlung der Förderung einer der im ersten Absatz genannten Umstände eingetreten ist, ist darüber hinaus ein Erlöschen der Ansprüche auf Auszahlung der noch nicht geleisteten Teilbeträge und damit eine Einstellung der Förderung vorzusehen.

9. Veröffentlichungen und Publikationen

Bei allen Veröffentlichungen und Publikationen ist zusätzlich zur Einhaltung von Publizitätsvorgaben des jeweiligen Interreg Programmes auch auf die Mitfinanzierung durch die Abteilung 17 hinzuweisen. Dies hat ungeachtet der Art der Medien durch Verwendung des entsprechenden Landes-Logos (Regionen-Logo der Abteilung 17) zu erfolgen. Das Logo ist unter www.landesentwicklung.steiermark.at zum Download bereit.

Zudem wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass jegliche Öffentlichkeitsarbeit vorab mit dem Land Steiermark abzustimmen ist. Sollte dies nicht eingehalten werden, können bis zu 10 % des Kofinanzierungsbetrags des Projekts abgezogen werden.

Mit dem Antrag auf Auszahlung des Förderungsbetrages ist dem Förderungsgeber eine angemessene Anzahl von Belegexemplaren vorzulegen.

Zeitgleich ist die Projektdarstellung für Öffentlichkeitsarbeit vorzulegen: Formblatt (downloadbar unter www.landesentwicklung.steiermark.at) und mind. zwei qualitätsvolle Fotos inkl. Copyrightangabe im Bildtext).  

10. Erfüllungsort, Gerichtsstand und Generalklausel

Erfüllungsort ist Graz, sämtliche Vertragsparteien vereinbaren, dass auf das gegenständliche Rechtsgeschäft österreichisches Recht anzuwenden ist, und bestimmen für alle aus diesem Vertrag etwa entstehenden Rechtsstreitigkeiten gemäß § 104 JN einvernehmlich den ausschließlichen Gerichtsstand des jeweils sachlich zuständigen Gerichtes mit Sitz in Graz. 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Kofinanzierungsvereinbarung unwirksam sein oder werden, wird hierdurch der übrige Inhalt dieser Kofinanzierungsvereinbarung nicht berührt. Die Vertragsteile verpflichten sich jedoch, in einem solchen Fall unverzüglich die nichtige Vertragsbestimmung durch eine solche rechtsgültige Vertragsbestimmung zu ersetzen, die der nichtigen Bestimmung gemessen an der Absicht der Vertragspartner bei Vertragsabschluss und dem wirtschaftlichen Gehalt der Vertragsbestimmungen am nächsten kommt.

11. Änderungen

Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Außerdem ist der Förderungsnehmer verpflichtet, jegliche Änderung der Förderungsgrundlage umgehend dem Förderungsgeber mitzuteilen.

12. Datenverwendung und Datenschutz

12.1. Information des Förderungsnehmers über die gesetzliche Ermächtigung der Abteilung 17, alle im Förderungsantrag enthaltenen sowie die bei der Abwicklung und Kontrolle der Förderung sowie bei allfälligen Rückforderungen anfallenden, die Förderungsnehmer betreffenden personenbezogenen Daten gemäß Art. 6 Abs.1 lit. b und f Datenschutz-Grundverordnung, für Zwecke der Abwicklung der Förderungsvereinbarung, für Kontrollzwecke und für allfällige Rückforderungen automationsunterstützt zu verarbeiten.

12.2. Information des Förderungsnehmers über die gesetzliche Ermächtigung der Abteilung 17 (Förderungsgebers), Daten gemäß lit. a im notwendigen Ausmaß 

aa. zur Erfüllung von Berichtspflichten, für Kontrollzwecke oder zur statistischen Auswertung 

· an den Steiermärkischen Landesrechnungshof und vom Land beauftragte Dritten, die zur vollen Verschwiegenheit über die Daten verpflichtet sind, 

· allenfalls an den Bundesrechnungshof und das zuständige Bundesministerium,
· allenfalls an Organe der EU nach den EU-rechtlichen Bestimmungen,
· allenfalls an andere Stellen, mit denen Kooperationen bestehen oder die gesetzlichen Anspruch auf Informationen haben bzw.
bb. für Rückforderungen gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. f Datenschutz-Grundverordnung  an das Gericht zu übermitteln.

12.3. Information des Förderungsnehmers, dass sein Name oder seine Bezeichnung unter Angabe der Rechtsform, des Projektes sowie die Art und die Höhe der Förderungsmittel in Berichte über die Förderungsvergabe aufgenommen und so veröffentlicht werden können. 

12.4. Information des Förderungsnehmers, dass Angaben zu ihm, das Projekt, die Art und die Höhe der Förderungsmittel, die Zuordnung zum Leistungsangebot sowie Angaben über die Zahlungen (§ 25 Abs. 1. Z. 1 bis 4, 6 und / TDBG2012) an den Bundesminister für Finanzen zum Zweck der Verarbeitung in der Transparenzdatenbank übermittelt werden können.
12.5. Für den Fall, dass auch besondere Kategorien von Daten (Art. 9 DSGVO) verarbeitet werden, Einwilligungen des Förderungsnehmers zur Verarbeitung und Übermittlung entsprechend lit. a und d.
12.6. Allgemeine Informationen

· zu den Ihnen zustehenden Rechten auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung, Widerruf und Widerspruch sowie auf Datenübertragbarkeit,
· zu dem Ihnen zustehenden Beschwerderecht bei der Österreichischen Datenschutzbehörde und
· zum Verantwortlichen der Verarbeitung und zum Datenschutzbeauftragten finden Sie auf der Datenschutz-Informationsseite der Steiermärkischen Landesverwaltung (https://datenschutz.stmk.gv.at ).
13. Schlussbestimmung
Der Förderungsnehmer bestätigt, dass sämtliche Angaben aus dem Förderungsantrag zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieser Förderungsvereinbarung vollständig und weiterhin korrekt sind.


Dieser Vertrag wird in einer Urschrift errichtet, welche beim Förderungsgeber verbleibt. Der Förderungsnehmer erhält eine (auf Wunsch und eigene Kosten beglaubigte) Kopie.

Dieser Vertrag wurde von allen Vertragsparteien genau gelesen, zur Kenntnis genommen und vorbehaltlos genehmigt.

Graz, am xxxxxxx






Mit freundlichen Grüßen

Für die Steiermärkische Landesregierung

Der Abteilungsleiter

(Dipl.-Ing. Harald Grießer)

Für den Förderungsnehmer:

        ………………. , am ……………




(……………………………….)                          








                
             Rechtsgültige Unterschrift
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